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Wichtige Informationen für Sie als Steuerpflichtigen

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir möchten Sie über die wichtigsten Änderungen in Gesetzgebung und Rechtsprechung
informieren.

Folgende Themen lesen Sie im Einzelnen:

Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung April und Mai 2014 

Unternehmer/Beteiligungen 
Aufteilbarkeit der Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer 
Bewirtungsaufwendungen bei Kaffeefahrten 
Rückstellungen zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen 

Umsatzsteuer 
Umfang der Steuerbefreiung für heilberufliche Leistungen 
Unberechtigter Steuerausweis bei Kleinbetragsrechnungen eines Kleinunternehmers 

Sonstiges 
Neuregelungen zum Kirchensteuerabzugsverfahren 

Grundstückseigentümer 
Schadensersatzleistungen des Verkäufers für versteckte Mängel 
Untervermietung einer Wohnung an Touristen ist unzulässig 

Arbeitgeber/Arbeitnehmer 
Entfernungspauschale: Maßgebliche Straßenverbindung bei straßenverkehrsrechtlichen

Benutzungsverboten und Mautpflicht 
Übernahme von Bußgeldern durch den Arbeitgeber 

Kinder 
Kindergeldanspruch bei Erwerbstätigkeit in der Schweiz 

Haben Sie Fragen oder wünschen Sie einen Beratungstermin? Rufen Sie uns an oder
senden Sie eine E-Mail.

Mit freundlichen Grüssen

Marcus Trapp

Steuerberater
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Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung April und Mai 2014

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritäts-
zuschlag

10.4.20141 12.5.20142

Umsatzsteuer 10.4.20143 12.5.20144

Ende der Zahlungsschonfrist bei Überwei-
sung5

obiger Steuerarten

spätester Eingang eines Schecks6 beim Fi-
nanzamt

14.4.2014 15.5.2014

7.4.2014 9.5.2014

Gewerbesteuer entfällt 15.5.2014

Grundsteuer entfällt 15.5.2014

Ende der Zahlungsschonfrist bei Überwei-
sung5

obiger Steuerarten

spätester Eingang eines Schecks6 bei der Be-
hörde

entfällt

entfällt

19.5.2014

12.5.2014

Sozialversicherung7 28.4.2014 27.5.2014

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer
sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-
schlag zeitgleich mit einer erfolgten Gewinn-
ausschüttung an den Anteilseigner an das
zuständige Finanzamt abzuführen.

1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr.

2 Für den abgelaufenen Monat.

3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern
(ohne Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern
(mit Dauerfristverlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr.

5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem An-
meldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt.

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden.

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag
des laufenden Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Last-
schriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese
müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.4./23.5.2014) an die jeweilige Ein-
zugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die
Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor
dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf
einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt.
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UNTERNEHMER/BETEILIGUNGEN

Aufteilbarkeit der Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer

Der Große Senat des Bundesfinanzhofs (BFH) wird demnächst entscheiden, ob ein Steu-
erzahler Aufwendungen für das häusliche Arbeitszimmer auch dann steuerlich geltend
machen kann, wenn er den Raum nur zeitweise für betriebliche/berufliche Zwecke nutzt
und wie sich der Abzugsbetrag dann ggf. berechnet.

Es geht um einen Steuerzahler, der ein Einfamilienhaus bewohnt und dort auch ein – mit
einem Schreibtisch, Büroschränken, Regalen sowie einem Computer ausgestattetes –
„häusliches Arbeitszimmer“ nutzt, um von dort aus zwei in seinem Eigentum stehende
vermietete Mehrfamilienhäuser zu verwalten. Die Kosten für das Arbeitszimmer machte
der Steuerzahler bei seinen Einkünften aus der Vermietung der Mehrfamilienhäuser gel-
tend.

Das Finanzamt hatte den Werbungskostenabzug verneint, weil gemischte Aufwendungen
für ein häusliches Arbeitszimmer nach der gesetzlichen Regelung nicht abgezogen wer-
den dürften. Das Finanzgericht hat festgestellt, dass der Steuerzahler das Arbeitszimmer
nachweislich zu 60 % zur Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung
genutzt hatte. Deshalb könne er 60 % des von ihm geltend gemachten Aufwands als
Werbungskosten geltend machen, weil der BFH im Jahr 2009 für Aufwendungen, die so-
wohl beruflich/betrieblich als auch privat veranlasste Teile enthalten, kein allgemeines
Aufteilungs- und Abzugsverbot normiert hatte.

Der vorlegende Senat des BFH folgt dem. Er geht davon aus, dass Aufwendungen für
abgeschlossene häusliche Arbeitszimmer, die (in zeitlicher Hinsicht) nur teilweise beruf-
lich bzw. betrieblich genutzt werden, aufzuteilen sind.

Bewirtungsaufwendungen bei Kaffeefahrten

Aufwendungen für die Bewirtung aus geschäftlichem Anlass sind nicht abzugsfähig, so-
weit sie 70 % der Aufwendungen übersteigen, die nach der allgemeinen Verkehrsauffas-
sung als angemessen anzusehen und deren Höhe und betriebliche Veranlassung nachge-
wiesen sind.

Ein selbstständiger Werbekaufmann führte Verkaufsveranstaltungen in Restaurants sowie
bei Kaffeefahrten durch. Unabhängig vom Kauf von Waren wurde den Teilnehmern je-
weils ein Essen oder Kaffee und Kuchen gereicht, wofür die Teilnehmer ein geringes Ent-
gelt zu zahlen hatten. Die Veranstaltungen wurden von hierauf spezialisierten Unterneh-
men organisiert, die mit Gastwirtschaften den Preis der auszugebenden Essen sowie die
Mindestabnahmemenge und teilweise anfallende Saalmieten verhandelten. Diese Auf-
wendungen bezahlte der Werbekaufmann. Die Aufwendungen für Essen bzw. Kaffee und
Kuchen sowie Saalmiete behandelte er als uneingeschränkt abziehbare Betriebsausga-
ben. Das Finanzamt verweigerte den Abzug mangels ordnungsgemäßen Nachweises der
Kosten, weil die vorliegenden Rechnungen und Quittungen die gesetzlich geforderten
Angaben für den Abzug von Bewirtungsaufwendungen nicht erfüllten. Das Finanzgericht
war der Ansicht, dass nicht der Werbekaufmann, sondern das jeweilige Planungsbüro der
Bewirtende gewesen sei.

Der Bundesfinanzhof hat die Angelegenheit an das Finanzgericht zurück verwiesen und
dazu aufgeführt:

Das Finanzgericht hat zu Unrecht die Aufwendungen für die Kaffeefahrten und die Res-
taurantveranstaltungen schon deshalb nicht als Bewirtungsaufwendungen angesehen,
weil aus seiner Sicht der Kläger nicht die bewirtende Person gewesen sei.

Für solche Aufwendungen spielt es keine Rolle, wer aus der Sicht des Gastes der Bewir-
tende ist. Maßgebend für den Betriebsausgabenabzug ist, wer die betreffenden Auf-
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wendungen getragen hat. Das Abzugsverbot gilt nicht, wenn die Bewirtung Gegen-
stand eines Austauschverhältnisses im Sinne eines Leistungsaustausches ist.

Das Finanzgericht hat auch zu prüfen,

in welchem Umfang noch Aufwendungen für die Saalmiete in den nicht zum Abzug zuge-
lassenen Aufwendungen enthalten sind,

inwieweit die Teilnehmer auch für das Essen bzw. Kaffee und Kuchen ein (wenn auch nur
geringes) Entgelt leisteten und dadurch die Aufwendungen des Werbekaufmanns ge-
mindert wurden,

ob nicht sog. Annehmlichkeiten vorliegen, weil bei einzelnen Veranstaltungen nur Kaffee
und ggf. Gebäck gereicht worden ist.

Rückstellungen zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen

Die Bildung von Rückstellungen zur Erfüllung öffentlich-rechtlicher Verpflichtungen, die
nach Ablauf des Bilanzstichtags entstehen, ist unzulässig. Die wirtschaftliche Verursa-
chung liegt nicht in den abgeschlossenen Rechnungsperioden.

Rückstellungen sind zu bilden, wenn am Bilanzstichtag bereits eine rechtliche Verpflich-
tung vorliegt. Es kommt dann nicht mehr auf die wirtschaftliche Verursachung an. Künf-
tige Vorteile sind bei der Bewertung kompensatorisch nur insoweit zu berücksichtigen,
wie zwischen der Verpflichtung und den künftigen Vorteilen ein unmittelbarer sachlicher
Zusammenhang besteht.

Mit der vorstehenden Begründung hat der Bundesfinanzhof Rückstellungen für angeord-
nete flugverkehrstechnische Maßnahmen zugelassen, deren Umsetzungsfristen am Bi-
lanzstichtag bereits abgelaufen waren.

UMSATZSTEUER

Umfang der Steuerbefreiung für heilberufliche Leistungen

In einem Praxisgemeinschaftsvertrag war geregelt, dass der Arzt Dr. A zur Mitbenutzung
der Praxisräume und zur Inanspruchnahme der Dienste des nichtärztlichen Personals der
Ärztin Dr. B berechtigt war. Nach Auffassung der beteiligten Ärzte handelte es sich um
Leistungen, die unter die Befreiungsvorschrift für heilberufliche Leistungen zu subsumie-
ren sind.

Der Bundesfinanzhof schloss sich dieser Meinung nicht an. Unter die umsatzsteuerrechtli-
che Befreiungsvorschrift für heilberufliche Leistungen von Praxisgemeinschaften fallen
nur solche Leistungen, die unmittelbar der Ausführung von heilberuflichen Tätigkeiten
gegenüber Patienten dienen. Eine derartige Unmittelbarkeit liegt nicht vor, wenn Leistun-
gen einer Ärztin ihrem Kollegen zur Verfügung gestellt werden, damit er sie bei der Aus-
übung seiner heilberuflichen Tätigkeit einsetzen kann.

Unberechtigter Steuerausweis bei Kleinbetragsrechnungen eines Kleinunter-
nehmers

Eine Kleinbetragsrechnung (Gesamtbetrag bis 150 €) berechtigt bereits dann zum Vor-
steuerabzug, wenn neben weiteren Angaben der Bruttobetrag (Summe aus Entgelt und
Steuerbetrag) sowie der anzuwendende Steuersatz ausgewiesen sind. Denn dadurch gilt
der Steuerbetrag als gesondert ausgewiesen.

Kleinunternehmer dürfen deshalb in Kleinbetragsrechnungen keinen Steuersatz auswei-
sen. Tun sie es doch, schulden sie wegen unberechtigtem Steuerausweis den aus dem
Bruttobetrag herauszurechnenden Steuerbetrag.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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SONSTIGES

Neuregelungen zum Kirchensteuerabzugsverfahren

Seit Einführung der Abgeltungsteuer im Jahr 2009 setzt der Kirchensteuereinbehalt durch
Kredit- und Finanzdienstleistungsinstitute einen schriftlichen Antrag des Kirchensteuer-
pflichtigen voraus. Wird der Bank kein entsprechender Antrag vorgelegt, muss die erho-
bene Kapitalertragsteuer nach Ablauf des Kalenderjahres zum Zweck der Kirchensteuer-
veranlagung gegenüber dem Wohnsitzfinanzamt erklärt werden.

Ab dem 1.1.2015 wird dieses Antragsverfahren abgeschafft und ein automatisierter Da-
tenabruf über das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) eingeführt. Dieser gilt für alle
zum Steuerabzug vom Kapitalertrag Verpflichteten, sodass auch ausschüttende Kapital-
gesellschaften für die Ermittlung der Kirchensteuerpflicht ihrer Kapitalertragsempfänger
verantwortlich sind.

Damit die notwendigen Informationen ab 2015 vorliegen, laufen die Vorbereitungen be-
reits seit Anfang dieses Jahres. Insbesondere Banken und Sparkassen benachrichtigen
ihre Kunden bereits über das neue Verfahren und weisen auf die bevorstehende Datenab-
frage hin.

Wer vermeiden möchte, dass das BZSt seine Religionszugehörigkeit auf Anfrage an kir-
chensteuerabzugsverpflichtete Institutionen übermittelt, kann bis zum 30.6.2014 von
seinem Widerspruchsrecht Gebrauch machen und beim BZSt einen sog. Sperrvermerk
setzen lassen. Sperrvermerke, die nach diesem Ausschlusstermin veranlasst werden,
können erst im Folgejahr berücksichtigt werden.

Im Zeitraum vom 1.9.2014 bis 31.10.2014 müssen die zum Kirchensteuerabzug Ver-
pflichteten beim BZSt den Religionsstatus der Schuldner per 31.8.2014 abfragen. Die
Mitteilung des Merkmals erfolgt verschlüsselt als sechsstellige Kennziffer, anhand derer
die Kirchensteuer über die Finanzbehörden direkt an die berechtigte Religionsgemein-
schaft weitergeleitet werden kann. Gehört der Schuldner der Kapitalertragsteuer keiner
steuererhebenden Religionsgemeinschaft an bzw. hat er der Datenübermittlung spätes-
tens zwei Monate vor Datenabfrage widersprochen (Sperrvermerk), übermittelt das BZSt
einen sog. Nullwert.

Für den Fall der Eintragung eines Sperrvermerks sind die Kapitalertragsempfänger ver-
pflichtet - sofern im Veranlagungszeitraum Kapitalertragsteuer einbehalten wurde -, eine
Steuererklärung beim zuständigen Finanzamt einzureichen und die Kirchensteuer nach-
zuerklären.

(Quelle: Mitteilung des Deutschen Steuerberaterverbands e. V.)

GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER

Schadensersatzleistungen des Verkäufers für versteckte Mängel

Aufwendungen für Instandsetzungs- und Modernisierungsmaßnahmen, die innerhalb von
drei Jahren nach der Anschaffung des Gebäudes durchgeführt werden, gehören zu den
Herstellungskosten, wenn die Aufwendungen ohne die Umsatzsteuer 15 % der Anschaf-
fungskosten des Gebäudes übersteigen. Diese Aufwendungen erhöhen die Bemessungs-
grundlage für die Abschreibung und sind nicht als Werbungskosten sofort abziehbar.

Der Bundesfinanzhof hatte zu beurteilen, ob eine vom Verkäufer erhaltene Schadenser-
satzleistung für versteckte Gebäudemängel sofort mit den entstandenen Erhaltungsauf-
wendungen zu verrechnen ist, sodass die 15 %-Grenze nicht berührt wird. Das Gericht
entschied, dass eine Schadensersatzleistung des Verkäufers nicht zu einer Anschaffungs-
preisminderung wegen der nachträglich erkannten Mängel führt. Der Anlass der Minde-
rung liegt nicht in der Anschaffung, sodass ein wirtschaftlicher Zusammenhang mit dem
Grundstückskauf nicht vorliegt. Schadensersatzleistungen sind konkret auf die Aufwen-
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dungen zur Beseitigung der Mängel bezogen und deshalb den Erhaltungsaufwendungen
zuzuordnen.

Nur in Höhe des Saldobetrags zwischen dem vom Erwerber getragenen und dem vom
Verkäufer erstatteten Betrag liegt Aufwand vor, der in die Prüfung der 15 %-Grenze ein-
zubeziehen ist.

Untervermietung einer Wohnung an Touristen ist unzulässig

Der Bundesgerichtshof hatte die Frage zu entscheiden, ob eine Erlaubnis zur Unterver-
mietung einen Mieter auch zur Überlassung der Wohnung an Touristen berechtigt.

In dem vom Gericht entschiedenen Fall hatte der Vermieter dem Mieter eine Erlaubnis
zur Untervermietung ohne vorherige Überprüfung gewünschter Untermieter erteilt. Er
verlangte jedoch, dass der Mieter den Untermietern Postvollmacht erteilt, damit alle
Schreiben von ihm als ordnungsgemäß zugestellt gelten, wenn sie in den Briefkasten
gelangen. Der Mieter bot die Wohnung im Internet zur tageweisen Anmietung an Ferien-
gäste an. Der Vermieter beanstandete daraufhin eine derartige Nutzung als vertragswid-
rig und mahnte den Mieter unter Androhung einer Kündigung ab. Der Mieter war der An-
sicht, dass die Vermietung an Touristen von der erteilten Untervermietungserlaubnis um-
fasst ist. Dies sah das Gericht anders. Die Überlassung der Wohnung an beliebige Touris-
ten unterscheidet sich von einer gewöhnlich auf eine gewisse Dauer angelegten Unter-
vermietung und ist deshalb nicht ohne Weiteres von einer Erlaubnis zur Untervermietung
gedeckt. Da der Vermieter zudem verlangt hatte, den Untermietern Postvollmacht zu
erteilen, war schon daraus erkennbar, dass sich die Erlaubnis nicht auf die Vermietung an
Touristen erstreckt, die eine solche Funktion offensichtlich nicht wahrnehmen können.

ARBEITGEBER/ARBEITNEHMER

Entfernungspauschale: Maßgebliche Straßenverbindung bei straßenverkehrs-
rechtlichen Benutzungsverboten und Mautpflicht

Ein Arbeitnehmer nutzte ein Moped für die Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte.
Da er einen mautpflichtigen Tunnel nicht mit seinem Moped befahren durfte, musste er
die längere Strecke über Bundesstraßen nehmen. Als Entfernung machte er 27 km in
seiner Einkommensteuererklärung geltend. Das Finanzamt erkannte nur die kürzeste
Straßenverbindung von 9 km an.

Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Als Straßenverbindung
ist die kürzeste Strecke zwischen Wohnung und Arbeitsstätte auf öffentlichen Straßen,
die dem allgemeinen Kraftfahrzeugverkehr dienen, zugrunde zu legen. Dies gilt auch
dann, wenn diese über eine Bundesstraße führt, die nach der Straßenverkehrsordnung
nur von Fahrzeugen befahren werden darf, deren durch die Bauart bestimmte Höchstge-
schwindigkeit mehr als 60 km/h beträgt. Die kürzeste Straßenverbindung ist unabhängig
vom tatsächlich benutzten Verkehrsmittel für alle Fahrzeuge einheitlich zu bestimmen.

Hinweis: Nach der Rechtsprechung ist eine Straßenverbindung dann verkehrsgünstiger,
wenn sich ein unvoreingenommener, verständiger Verkehrsteilnehmer unter den gege-
benen Verkehrsverhältnissen auch für diese Strecke entschieden hätte. Das gilt insbe-
sondere dann, wenn der Arbeitnehmer eine längere Straßenverbindung nutzt, die Ar-
beitsstätte aber trotz gelegentlicher Verkehrsstörungen in der Regel schneller und pünkt-
licher erreicht. Dies ist immer eine Einzelfallentscheidung. Eine Zeitersparnis von mindes-
tens 20 Minuten ist nicht erforderlich.

Übernahme von Bußgeldern durch den Arbeitgeber

Der Bundesfinanzhof hatte im Jahr 2004 entschieden, dass kein Arbeitslohn vorliegt,
wenn ein Arbeitgeber aus eigenbetrieblichem Interesse die Zahlung von Verwarnungsgel-
dern übernimmt, die gegen seine Fahrer verhängt worden sind, weil sie das Halteverbot
verletzt haben.
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An seiner damals vertretenen Auffassung hält das Gericht nicht weiter fest. Der wieder-
holte Verstoß eines Arbeitnehmers gegen die Straßenverkehrsordnung solle und könne
nicht im eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers liegen. Vorteile haben keinen Ar-
beitslohncharakter, wenn sie sich bei Würdigung aller Umstände nicht als Entlohnung,
sondern lediglich als notwendige Begleiterscheinung betriebsfunktionaler Zielsetzung er-
weisen. Das ist der Fall, wenn sie aus ganz überwiegend eigenbetrieblichem Interesse
des Arbeitgebers gewährt werden.

Ein rechtswidriges Tun – auch, wenn es vom Arbeitgeber angewiesen worden ist - ist
keine beachtliche Grundlage einer solchen betriebsfunktionalen Zielsetzung. Deshalb
handelt es sich um Arbeitslohn, wenn der Arbeitgeber solche gegen seine bei ihm ange-
stellten Fahrer verhängte Bußgelder übernimmt.

KINDER

Kindergeldanspruch bei Erwerbstätigkeit in der Schweiz

Wohnen Eltern mit ihren Kindern in Deutschland, haben sie einen Kindergeldanspruch. Er
geht nicht dadurch verloren, dass beide Elternteile als Arbeitnehmer in der Schweiz tätig
sind und auch dort Anspruch auf Kindergeld haben.

In Deutschland ist der Kindergeldanspruch nicht an eine Erwerbstätigkeit gekoppelt.
Kommt es allerdings zu Mehrfachansprüchen auf Familienleistungen (sowohl im Wohn-
als auch im Beschäftigungsstaat), besteht in Deutschland nur noch ein Anspruch auf ein
Differenzkindergeld. Das in der Schweiz gezahlte Kindergeld ist auf den in Deutschland
entstandenen Kindergeldanspruch anzurechnen.

(Quelle: Urteil des Bundesfinanz


